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Satzung – 23.09.2020  

1 Planungserfordernis  

Mit Hilfe der Satzung sollen die baurechtlichen Voraussetzungen für eine ortsangepasste Ei-

genentwicklung geschaffen werden. Bauwilligen, ortsansässigen Bürgern wird damit die Mög-

lichkeit und die planungsrechtliche Sicherheit für Baumaßnahmen eröffnet. Zugleich besteht 

durch ortsansässige Bürger der Wunsch nach Baumöglichkeiten in räumlicher Nähe zu ihren 

Eltern. Die Gemeinde Dürrröhrsdorf-Dittersbach hat die vorliegende Ergänzungssatzung nach 

§ 34 Abs. 4 Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt, um Baurecht für das unbebaute Flur-

stück 203/59 mit Zufahrt über das Flurstück 203/93 (alt: Teil des Flurstücks 203/57) der Ge-

markung Dürrröhrsdorf zu schaffen.   

 

Der Geltungsbereich der Satzung ist derzeit dem bauplanungsrechtlichen Außenbereich nach 

§ 35 Baugesetzbuch (BauGB) zugeordnet und befindet sich am östlichen Ortsrand des Orts-

teils Dürrröhrdorf, nahe der Straße "Am breiten Stein".  

 

Die Satzung ermöglicht die Errichtung eines Wohnhauses auf dem Flurstück 203/59. Die Zu-

fahrt erfolgt über die Straße "Am breiten Stein".  

 

Die Zulässigkeit des Vorhabens wurde am 17.10.2018 in einem gemeinsamen Vor-Ort-Termin 

mit dem Bauamt, Gemeinde Dürrröhrsdorf-Dittersbach und dem Sachgebiet Bauaufsicht, 

Landratsamt Sächsische Schweiz-Osterzgebirge erläutert. Dabei wurde die Ergänzungssat-

zung als richtiges planerisches Mittel festgehalten. 

 

2 Planungsrechtliche Voraussetzungen 

Anforderungen nach Baugesetzbuch 

Die Ergänzungssatzung erhält ihre Bestimmung durch die Regelung nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 

BauGB. Danach müssen die kraft der Satzung in den Innenbereich einzubeziehenden Flächen 

durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Bereichs geprägt sein. 

 

Voraussetzungen für die Aufstellung der Satzung sind nach § 34 Abs. 5 Nr. 1 bis 3 BauGB die 

Gewährleistung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, die Entbehrlichkeit einer Um-

weltverträglichkeitsprüfung nach UVPG und die Nichtbetroffenheit von Natura 2000-Gebieten. 

 

Überörtliche Planungen 

Im Landesentwicklungsplan ist das Gemeindegebiet als ländlicher Raum ausgewiesen, an-

grenzend an den Verdichtungsraum Dresden. Benachbarte zentrale Orte sind das Oberzent-

rum Dresden und das Mittelzentren Pirna. 

 

Der Regionalplan (2019) enthält keine Ausweisungen für den betroffenen Bereich.  

 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Dürrröhrsdorf-Dittersbach stellt für 

den Geltungsbereich der Satzung eine Wohnbaufläche dar.  

 

Städtebauliche Einordnung 

Durch die Kleinflächigkeit des Satzungsgebietes und das Einfügung in den angrenzenden Be-

bauungszusammenhang  ist eine maßvolle Siedlungserweiterung an geeigneter Stelle gege-

ben. Die gesicherte Erschließung ist nachzuweisen (siehe Abschnitt 4).  
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Umweltverträglichkeit  

Vorhaben oder Pläne, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

unterliegen, sind nicht Gegenstand der Satzung. 

 

Natura 2000 

Ein räumlich-funktionaler Bezug zu Natura-2000-Gebieten ist aufgrund der weiten Entfernung 

ebenfalls ausgeschlossen. Das nächstgelegene Gebiet "Wesenitz unterhalb Buschmühle" 

(EU-Nr. 4949-302) befindet sich mind. 850 m westlich entfernt  

3 Räumlicher Geltungsbereich und Bestand 

Satzungsgebiet 

Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung umfasst einen Teil des Flurstücks 203/93 sowie  

das gesamte Flurstück 203/59, welche durch Garten mit Gehölzen bzw. Grünland charakteri-

siert sind. Die Flächengröße beträgt 730 m². 

Abb. 1:  Überblick über das Plangebiet (Luftbild 2017© Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung 

Sachsen) 
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Die äußere Umgrenzung ist gegeben: 

- im Norden durch die Hauptstraße,  

- im Osten durch die Straße "Am Breiten Stein" mit einem Garagenkomplex, 

- im Süden durch Wohnbebauung, 

- im Westen durch Gärten. 

 

4 Erschließung 

Verkehr 

Das Satzungsgebiet ist im Osten an die öffentliche Verkehrsfläche der Straße "Am Breiten 

Stein" angebunden. Die verkehrliche Erschließung kann hierüber erfolgen. 

 

Medien 

Die technische Erschließung des Satzungsgebietes ist durch die Heranführung von Hausan-

schlüssen für Trinkwasser, Strom und Telekommunikation aus dem vorhandenen Medienbe-

stand in der Straße "Am Breiten Stein" oder teilweise der Hauptstraße möglich. Die erforderli-

chen Leitungsrechte sind durch Baulasteintragungen grundbuchmäßig zu sichern.  
 

Über das Grundstück verläuft eine öffentliche Schmutzwasserleitung. Die Leitung muss im 

Rahmen des Bauvorhabens in den Randbereich verlegt werden. Eine Anschlussmöglichkeit 

besteht.  

 

Das Niederschlagswasser ist weiterhin auf dem Grundstück zu sammeln, zu nutzen und zu 

versickern. 

 

Die Abfallentsorgung erfolgt durch das Bereitstellen der Abfallbehälter zur Leerung an der 

Straße "Am breiten Stein". 

 

Brandschutz 

Gemäß Auskunft der Gemeinde (16.09.2019) sind mehrere leistungsfähige sowie ein weniger 

leistungsfähiger Hydrant in zumutbarer Entfernung vorhanden. Innerhalb dieser Entfernung 

befindet sich auch ein Teich, der zur Löschwasserversorgung verwendet werden kann. Somit 

ist die Löschwasserversorgung gesichert. 
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5 Eingriffsregelung, Artenschutz 

Die Überplanung des bisherigen Außenbereichs zum Zweck der Bebauung stellt einen Eingriff 

in Natur und Landschaft dar. Gemäß § 34 Abs. 5 BauGB sind für Ergänzungsflächen die Re-

gelung des § 1a Abs. 2 und 3 BauGB und die Vorschriften des § 9 Abs. 1a BauGB über die 

Festsetzung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in 

Natur und Landschaft anzuwenden. 

 

Gemäß dem Vermeidungsgebot der Eingriffsregelung wird vorrangig eine Vermeidung oder 

ggf. Minderung der erheblichen Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushal-

tes und des Landschaftsbildes angestrebt. 

 

Für alle unvermeidbaren erheblichen Beeinträchtigungen sind Kompensationsmaßnahmen in 

Form von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorzusehen. Ausgeglichen ist eine Beeinträch-

tigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleich-artiger 

Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt 

oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten 

Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise herge-

stellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. 

 

Eingriffsermittlung 

Mit der Aufstellung der Satzung hat die Gemeinde Dürrröhrsdorf-Dittersbach in einer Vorab-

wägung der baulichen Entwicklung den Vorrang gegenüber dem Erhalt des Zustands als Gar-

ten bzw. Grünland eingeräumt. Damit ist der entstehende Eingriff zu ermitteln und zu kompen-

sieren.  

 

Als Biotoptypen sind im Plangebiet Garten mit Nadel- und Ziergehölzen (948) und mehrfach 

geschnittener artenarmer Rasen zwischen den Garagen und der Hauptstraße (947) vorhan-

den.  

 

Durch die Umwandlung von Garten in Bauland sind auf ca. 730 m² die Schutzgüter Tiere, 

Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden, Klima und Landschaft betroffen. Die Flächeninan-

spruchnahme bedingt eine Neuversiegelung und damit einhergehend den Verlust von Boden-

funktionen, die Beeinträchtigung des Wasserhaushalts und der klimatischen Ausgleichsfunk-

tion sowie den Lebensraumverlust für Tiere und Pflanzen. 

Tab. 1: Flächenwert im Bestand:  

Code Biotoptyp  Biotopwert Fläche in m² Flächenwert 

948 Garten 10 560 5.600 

947 Abstandfläche/Intensivgrünland 10 170 1.700 

 Gesamt  730 7.300 

Tab. 2: Flächenwert nach Vorhabensrealisierung: 

Code Biotoptyp  Planungswert Fläche in m² Flächenwert 

912 Wohngebiet, ländlich geprägt 7 730 5.110 

  Gesamt  730 5.110 

 

In der Bilanzierung ergibt sich ein Defizit von 2.190 Werteinheiten.  
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Kompensation 

Bei Neuversiegelungen ist die Möglichkeit von Entsiegelungsmaßnahmen zur Umsetzung der 

Kompensationsverpflichtung stets prioritär zu prüfen. Nach Rücksprache mit der Gemeinde 

Dürrröhrsdorf-Dittersbach stehen keine Möglichkeiten der Entsiegelung zur Verfügung. Die 

Kompensation des verbleibenden Defizits in Höhe von insgesamt 2.190 Werteinheiten erfolgt 

mittels Finanzierung der Ökokontomaßnahme Erweiterung des Flächennaturdenkmales „Birk-

witzer Wiese“. Der Vertrag über den Erwerb der Ökopunkte sowie der Nachweis über die Zah-

lung an den Verkäufer sind der unteren Naturschutzbehörde vor Satzungsbeschluss vorzule-

gen.  

 

Artenschutzrechtliche Betroffenheit 

Gemäß § 44 BNatSchG ist es verboten, besonders geschützte Arten oder ihre Entwicklungs-

formen zu verletzen oder zu töten oder ihre Fortpflanzungs- oder Ruhestätten zu zerstören 

sowie streng geschützten Arten und europäische Vogelarten während bestimmter Zeiten er-

heblich zu stören. 

 

Das Satzungsgebiet ist durch Garten mit Fichten, Kiefern und Ziergehölze sowie durch mehr-

fach im Jahr geschnittenes Grünland geprägt. Die Gehölze weisen keine Höhlen oder Horste 

auf. Aufgrund der Siedlungsnähe ist mit häufigen Brutvogelarten, die weit verbreitet sind und 

deren Habitatansprüche einem weiten Spektrum entsprechen, zu rechnen.  

 

Durch die Fällung von Gehölzen können Individuen getötet oder verletzt werden und es kann 

zum Verlust von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten für Gehölzbrüter kommen. Unter Berück-

sichtigung, dass Gehölze außerhalb der Brutzeit gefällt werden, d. h. Fällen im Zeitraum 1.10. 

bis 28.2. (in Anlehnung an § 39 BNatSchG) ist der Verbotstatbestand "Töten oder Verletzen 

von Individuen oder Gelegen" ausgeschlossen.  

 

Bezüglich des Verlustes von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten für Gehölzbrüter wird ange-

nommen, dass die möglichen Beeinträchtigungen in kurzer Zeit wieder kompensiert werden 

können und keine nachteiligen Folgen für die Populationen bestehen. Dabei ist festzustellen, 

dass im Sinne von § 44 Abs. 5 BNatSchG die ökologische Funktion der von dem Eingriff mög-

licherweise betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang wei-

terhin erfüllt wird. Die Umgebung besteht aus einer Vielzahl von gehölzreichen Gärten und 

Baumreihen, so dass gleichwertige Strukturen im räumlichen Zusammenhang vorhanden 

sind. 

 

Weitere artenschutzrechtliche Betroffenheiten sind nicht zu erwarten.  

6 Hinweise 

Etwa 6 m von der Flurstücksgrenze entfernt, außerhalb des Geltungsbereiches, befindet sich 

eine Ferngasleitung. Es sind nachfolgende Auflagen und Hinweise zu beachten. Abschnitts III 

der Schutzanweisung ist als Anlage 1 der Begründung beigefügt.  

7 Quellen 

BauGB - Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. 

I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) 

geändert worden ist 

BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 

Artikel 290 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist
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Anlage 1  

 

ONTRAS Abschnitt III der Schutzanweisung  

gemäß Stellungnahme von GDMcom mbH vom 16.04.2020 
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III. Technologische Schutzbestimmungen  

1. Allgemeines	

Voraussetzung für jegliche Arbeiten im Bereich der ONTRAS-Anlagen ist neben der 
schriftlichen Zustimmung (Stellungnahme zur Bauausführung) eine örtliche Einwei-
sung des Ausführenden. Siehe Abschnitt II/4.	

Im Schutzstreifen dürfen für die Dauer des Bestehens der ONTRAS-Anlagen keine bau- 
lichen Anlagen errichtet oder sonstige Einwirkungen vorgenommen werden, die den  
Bestand oder Betrieb dieser Anlagen beeinträchtigen/gefährden können.	

Die Schutzstreifen sind jederzeit begehbar, befahrbar und sichtfrei zu halten; die  
ONTRAS-Anlagen müssen auch während der Bauphase ungehindert erreichbar sein. Die 
Schutzstreifen dürfen weder überbaut noch eingefriedet werden. Eine Nutzung als Stell- 
und Lagerfläche (z. B. für Baustelleneinrichtung, Gerätschaften, Material, Aushub, usw.) 
ist ebenfalls ausgeschlossen.

Niveauänderungen und Flächenbefestigungen im Schutzstreifen der ONTRAS-Anlagen 
sind grundsätzlich nicht zulässig. 

Im Schutzstreifen unter Druck stehender Ferngasleitungen dürfen keine Arbeiten wie 
Tiefbau, Bohren, Fräsen oder Rammen durchgeführt werden, außer wenn die Leitung im 
Arbeitsbereich sichtbar freigelegt wurde. Bei Parallellage ist eine sichtbare Freilegung 
der Leitung im Abstand von maximal 20 m ausreichend.

Die Anlagen von ONTRAS dürfen nur in Handschachtung freigelegt werden.

Maschinenschachtung an aktiven ONTRAS-Anlagen (in und außer Betrieb) ist aus-
schließlich nach Feststellung der örtlichen Lage/Legetiefe mittels Handschachtung zu-
lässig. Dabei ist der Einsatz von Baumaschinen, etwa zum Freilegen dieser Anlagen, nur 
bis zu einer Annäherung von 0,5 m zulässig. Bei einer Annäherung von ≤ 0,5 m sind die 
Arbeiten ausschließlich in Handschachtung auszuführen. 

Baumaschinen dürfen nur so eingesetzt werden, dass eine Gefährdung der Anlagen 
ausgeschlossen ist. Maschinenführer und Aufsichtspersonen müssen eine Ausbildung 
nach DVGW-Regelwerk GW 129 oder gleichwertig nachweisen können. Maschinen-
führer im Sinne der DGUV Regel 100-500 sind für Schachtarbeiten nur einzusetzen, 
wenn sie eine Ausbildung an einer zugelassenen Baggerschadendemonstrationsanlage  
haben. 	

III
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III. Technologische Schutzbestimmungen  

Die ONTRAS-Anlagen sind so zu sichern, dass eine Lageänderung von Rohren und  
Nebenanlagen verhindert und die Isolierung vor mechanischer Beschädigung geschützt 
wird. Leitungen, Kabelschutzrohranlagen und Kabel sind gegen Durchhang zu sichern. 
ONTRAS-Armaturen, die bis an bzw. über die Erdoberfläche reichen, sind zu schützen 
und durch Absperrungen zu sichern.

Ist ein Verbau von Baugruben/Gräben erforderlich, dürfen ONTRAS-Leitungen nicht als 
Widerlager benutzt werden. 

Die Entfernung oder Freilegung von Fundamenten der ONTRAS-Anlagen ist nicht zulässig. 

Bei der Verfüllung von Baugruben/Gräben sind die ONTRAS-Anlagen mindestens  
0,20 m mit steinfreiem neutralen Boden (Körnung nach DIN 18196) zu umhüllen. Zur 
weiteren Verfüllung dürfen keine Steine, kein schwer entfernbares Material und kein 
Bauschutt verwendet werden. Die Verdichtung hat lagenweise zu erfolgen.	

In Abhängigkeit von der Leitungsüberdeckung können Vibrationsplatten zur Bodenver-
dichtung eingesetzt werden, deren Erregerkraft pro Aufstandsfläche (N/cm2) folgende 
Werte nicht überschreiten darf:

ab 0,30 m Leitungsüberdeckung 8,5 N/cm2

ab 0,60 m Leitungsüberdeckung 13,5 N/cm2

Bei Einhaltung dieser Vorgaben sind Schwingungsmessungen gemäß Abschnitt III/5 
nicht erforderlich.
	
Hinweisobjekte (Markierungen, Schilderpfähle, Messsäulen, Festpunktzeichen etc.)  
dürfen ohne Zustimmung nicht entfernt oder versetzt werden. ONTRAS behält sich vor, 
nach Abschluss der Arbeiten das Wiedereinsetzen der Hinweisobjekte und das Einmes-
sen zu Lasten des Bauausführenden vorzunehmen. Für die in der Örtlichkeit durch die 
vorgenannten Einrichtungen gekennzeichneten Punkte hat der Bauausführende die 
Verantwortung zu übernehmen und diese auf seine Kosten zu sichern. 
	
Unterirdisch zu errichtende Kanäle und zugehörige Schächte sind in Sonderfällen (z. B. 
im Bereich von Flüssiggasanlagen) gasdicht auszuführen. 

III
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2. Bauzeitliche und dauerhafte Überfahrungen	

Bauzeitliche und dauerhafte Überfahrungen von ONTRAS-Anlagen sind grundsätzlich 
so vorzusehen, dass: 

•	 eine nahezu rechtwinklige Kreuzung entsteht (mindestens 75°).
•	 ausschließlich linear verlaufende Leitungsabschnitte betroffen sind.
•	 Mantel-/Schutzrohrenden nicht überbaut werden.
•	 im Endzustand eine Mindestüberdeckung von 1,0 m eingehalten wird.

Das Befahren von Schutzstreifen mit schweren Bau-/Transport- und Kettenfahrzeugen 
ist nur nach erfolgter Zustimmung/Einweisung und unter Einhaltung besonderer Sicher-
heitsvorkehrungen gestattet.

Bauzeitliche Anlagenüberfahrungen in unzureichend befestigten Bereichen mit schwe-
ren Fahrzeugen sind ohne zusätzliche Schutzmaßnahmen (z. B. Aufschotterung, Aus- 
legen lastverteilender Stahl-/Betonplatten) unzulässig. ONTRAS behält sich darüber  
hinaus die Durchführung von Diagnose-/Sicherungsmaßnahmen vor.

Die Verkehrsführung entlang von ONTRAS-Anlagen hat außerhalb der Schutzstreifen 
zu erfolgen; Anlagenüberfahrungen in Längsrichtung sind grundsätzlich zu vermei-
den. Wende-/Rangierbereiche und Ausweichbuchten sind außerhalb der Schutzstreifen  
anzuordnen.

3. Kreuzungen beim Leitungs-/Kabeltiefbau	

Kreuzungen von ONTRAS-Anlagen mit geplanten Leitungen/Kabeln sind grundsätzlich 
rechtwinklig und als Unterkreuzung auszuführen. Dabei sind Knickpunkte außerhalb der 
Schutzstreifen anzuordnen.
 
Bei Kreuzungen in offener Bauweise gilt:

•	 Einzuhalten ist ein lichter vertikaler Mindestabstand von 0,50 m. Bei der Kreuzung 
von Ferngasleitungen mit E-Kabeln der Spannung ≥ 110 kV gilt ein Mindestabstand von 
1,00 m; zudem sind hier isolierende Zwischenlagen erforderlich.

•	 E-Kabel > 1 kV im Kreuzungsbereich von Ferngasleitungen sind zusätzlich in einem 
Schutzrohr (z. B. PE-HD, Stahl) zu verlegen. Die Schutzrohrlänge muss jeweils der 
Breite des Schutzstreifens entsprechen, mindestens aber 6 m betragen.

•	 Ist eine Unterkreuzung aufgrund einer zu großen Legetiefe nicht zumutbar, besteht –
nach schriftlicher Genehmigung durch ONTRAS – die Möglichkeit einer Überkreuzung.

•	 Bei der Überkreuzung von Ferngasleitungen sind alle geplanten Kabel im Kreuzungs-

III
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bereich zusätzlich in einem Schutzrohr zu verlegen (Länge = Schutzstreifenbreite, 
mindestens aber 6 m); im Bereich vorhandener Mantelrohre ist kein Schutzrohr  
erforderlich.

Bei Kreuzungen in geschlossener Bauweise gilt:	

•	 Einzuhalten ist ein lichter vertikaler Mindestabstand von 2,00 m, sofern nicht die an-
stehenden Baugrundverhältnisse und projektspezifischen Randbedingungen einen 
größeren Mindestabstand erfordern.

•	 Es sind nur steuerbare Verfahren anzuwenden.
•	 Bei Spülbohrungen ist das ONTRAS-Merkblatt „Vorgaben zur Anwendung von gesteu-

erten horizontalen Spülbohrungen (HDD)“ zu beachten.
•	 Zur Feststellung der genauen Tiefenlage sind die zu kreuzenden Anlagen vor Beginn der 

Arbeiten unter Aufsicht von ONTRAS bzw. des zuständigen Dienstleisters freizulegen.
•	 ONTRAS ist das Bohrprotokoll unverzüglich zu übergeben.
	
Im Kreuzungsbereich mit erdfühligen, durchgängig elektrisch leitenden Materialien sind 
Ferngasleitungen über eine Länge von mindestens 3 m rechts und links der gekreuz-
ten Rohraußenkanten mit einer zusätzlichen Isolierung (doppelte Umhüllung) gemäß  
ONTRAS-Vorgabe zu Lasten des Verursachers zu versehen.	

Bei Verlegearbeiten mit Kabelpflug oder Grabenfräse sind im Kreuzungsbereich von 
ONTRAS-Anlagen deutlich sichtbare Markierungen anzubringen, damit die maschinelle 
Verlegung 3 m vor der Kreuzungsstelle endet und 3 m nach der Kreuzungsstelle wieder 
begonnen werden kann.	

Horizontal- und Vertikalanodenanlagen dürfen nicht mit Fremdanlagen gekreuzt bzw. 
durchquert werden.

4. Parallelführungen beim Leitungs-/Kabeltiefbau	
	
In Parallellage geplante Leitungen/Kabel sind grundsätzlich außerhalb von ONTRAS- 
Schutzstreifen zu verlegen. Eine Überschneidung mit dem neu hinzukommenden Schutz-
streifen ist zu vermeiden.

Soweit erforderlich, sind bei Parallelführungen im Bereich öffentlicher Verkehrswege 
und -flächen (in Abhängigkeit von der Nennweite der Ferngasleitung) folgende lichte 
Mindestabstände zulässig:

≤ DN 600 = 1,00 m
> DN 600 = 1,50 m

III
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5. Erschütterungen 

Mit Erschütterungen einhergehende Arbeiten dürfen keine unzulässigen Schwingun-
gen an den Gasanlagen von ONTRAS verursachen. Im Zustimmungsverfahren besteht 
hierzu besonderer Abstimmungsbedarf; auf Anforderung sind detaillierte Angaben zur 
geplanten Technologie und zum Technikeinsatz nachzureichen. Die Auflagen zur Bau-
ausführung können Schwingungsmessungen und/oder andere Sicherungsmaßnahmen 
beinhalten. 

Baubegleitende Schwingungsmessungen kommen bei maschinellen Ramm-, Meißel- 
und Bodenverdichtungsarbeiten in einem Abstand von ≤ 30 m zu den Gasanlagen von  
ONTRAS in Betracht. Die daraus resultierenden Forderungen sind einzuhalten. 	

Rammarbeiten über bestehenden ONTRAS-Anlagen sind ausnahmslos untersagt!

Verdichtungsarbeiten entsprechend Abschnitt III/1 (Seite 13, Mitte) dieser Broschüre er-
fordern keine Schwingungsmessungen.	

Befinden sich Gasanlagen von ONTRAS innerhalb des Sprengbereiches nach der Techni-
schen Regel „SprengTR310“, ist ONTRAS im Zustimmungsverfahren die geplante Tech-
nologie zur gutachterlichen Prüfung (i. d. R. Prognoseberechnungen der zu erwartenden 
Erschütterungseinträge) vorzulegen. Im Ergebnis dieser Prüfung werden die notwen- 
digen Sicherungs- und Überwachungsmaßnahmen festgelegt.	

Alle mit der Vorbereitung/Umsetzung von Sicherungs- und Überwachungsmaßnahmen 
in Zusammenhang stehenden Aufwendungen sind ONTRAS zu erstatten. Dies betrifft ins-
besondere anfallende Kosten für den Gutachtereinsatz, die Messstelleneinrichtung ein-
schließlich Tiefbau, die Messdurchführung und -auswertung sowie die Baustellenaufsicht.

6. Pflanzungen		
	
Bei Pflanzungen sind grundsätzlich folgende lichte Mindestabstände einzuhalten:

•	 flachwurzelnde Sträucher und Hecken außerhalb des Schutzstreifens, jedoch nicht 
näher als 2,5 m zur Ferngasleitung

•	 kleinkronige Bäume und tiefwurzelnde Hecken außerhalb des Schutzstreifens, jedoch 
nicht näher als 5 m zur Ferngasleitung

•	 großkronige Bäume, nicht näher als 10 m zur Ferngasleitung
•	 Für stillgelegte Ferngasleitungen gilt bei jeglicher Bepflanzung ein lichter Mindestab-

stand von 1,5 m zur Ferngasleitung. 
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Zu Kabelschutzrohranlagen und Kabeln ist bei Pflanzungen ein lichter Mindestabstand 
von 2,5 m einzuhalten. 

Bei Horizontal- und Vertikalanodenanlagen ist der entsprechende Schutzstreifen zu beachten. 

Bei landwirtschaftlichen Sonderkulturen (z. B. Hopfen, Spargel, Weihnachtsbäume, 
Kurzumtriebshölzer, usw.) werden im Zustimmungsverfahren fallbezogene Mindestab-
stände und ergänzende Auflagen festgelegt. 

Mit den Pflanzarbeiten darf erst nach Kennzeichnung der Schutzstreifen bzw. der Min-
destabstände im Zuge der obligatorischen örtlichen Einweisung begonnen werden.

7. Elektrische Beeinflussung

Die Anlagen von ONTRAS werden durch Beschichtungen und Umhüllungen sowie zu-
sätzlich durch kathodischen Korrosionsschutz vor Korrosion geschützt.

Der kathodische Korrosionsschutz ist ein elektrochemisches Verfahren, bei dem über 
einen Elektrolyten (z. B. Erdboden) ein elektrischer Gleichstrom zwischen einer Anoden-
anlage und einer zu schützenden Metallstruktur (z. B. Leitungen) fließt. Durch diesen 
Schutzstrom erfolgt an der Metalloberfläche im Elektrolyten eine kathodische Polarisa-
tion. Dadurch wird verhindert, dass Metallionen aus der Metalloberfläche gelöst werden.

Korrosionsschutzanlagen bestehen aus:

•	 Gleichrichter
•	 Anodenanlage (horizontal oder vertikal)
•	 Kabel

Schutzanlagenschrank 

Stromanschluss
Anodenkabel (+)

Anoden
Bezugselektrode

Muffe

Koksbettung

Kathodenkabel (-)

Rohrleitung
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Generell sind Maßnahmen unter Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik so aus-
zuführen, dass eine Beeinflussung ausgeschlossen ist. Andernfalls muss eine Verände-
rung der Korrosionsschutzanlage oder des Schutzobjektes von ONTRAS erfolgen. Die 
hierfür erforderlichen Kosten sind durch den Bauherrn zu tragen. 

Bei einer neu hinzukommenden Anlage im Kreuzungs-/Nahbereich von ONTRAS- 
Anlagen muss in Abstimmung mit ONTRAS die Errichtung einer Potentialmessstelle  
(ONTRAS- und Fremdleitung messbar aufgelegt) zur Überwachung der Beeinflussung 
geprüft werden.

Es ist eine Nachumhüllung gemäß Abschnitt III/3 (Seite 15, Mitte) im Kreuzungs-/Nahbereich 
vorzunehmen.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Nahbereich von ONTRAS-Anlagen (z. B. Rohrlei-
tungen, Anodenanlagen) Beeinflussungen durch Streuströme von Gleichstromanlagen 
an erdfühligen metallischen längsleitfähigen Objekten (z. B. Rohrleitungen, Leitplanken 
usw.) auftreten können. Zur Vermeidung dieser Beeinflussungen können zusätzliche 
Maßnahmen notwendig sein. Die Modalitäten und technischen Sachverhalte zu eventu-
ell notwendigen Maßnahmen, messtechnischen Untersuchungen usw. sind mit ONTRAS 
abzustimmen.

Zur Vermeidung von Hochspannungsbeeinflussungen von ONTRAS-Anlagen sind 
Maßnahmen gemäß den gültigen Normen und Technischen Empfehlungen, z. B DVGW- 
Arbeitsblatt GW 22 (textgleich mit der AfK-Empfehlung Nr. 3 und der TE 7 der SfB), 
DVGW-Arbeitsblatt GW 28 (textgleich mit der AfK-Empfehlung Nr. 11), durch den Bau-
herrn vorzusehen.

Sind laut den Kriterien der anzuwendenden Regelwerke Beeinflussungen zu erwarten, 
ist ein Gutachten zur Beurteilung der Hochspannungsbeeinflussung zu erstellen.

•	 Das Gutachten ist ONTRAS umgehend und rechtzeitig vor Baubeginn zur Prüfung und 
Beurteilung der Beeinflussung zu übergeben.

•	 Evtl. bereits vorhandene Beeinflussungen sind in dem Gutachten zu berücksichtigen.
•	 Evtl. notwendige Schutzmaßnahmen an den Anlagen sind zu benennen. Diese werden 

nach Auftragserteilung durch den Bauherrn von ONTRAS zu dessen Lasten in eigener 
Regie durchgeführt.

•	 Nach Inbetriebnahme des Vorhabens können weitere Maßnahmen zur Vermeidung 
der Gefahr von Wechselstromkorrosion notwendig werden (z. B. messtechnische 
Untersuchungen, Einbau zusätzlicher Messtechnik, Errichtung von Erdungsanlagen 
mit Abgrenzeinheiten), die durch ONTRAS nach Auftragserteilung des Bauherrn  
durchgeführt werden.
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Sind laut den Kriterien der anzuwendenden Regelwerke keine Beeinflussungen zu  
erwarten, kann auf ein Gutachten zur Beurteilung der Hochspannungsbeeinflussung 
verzichtet werden. In diesem Fall sind die entsprechendenen Parameter des Vorhabens 
mit den zutreffendenen Kriterien der Regelwerke in einer schriftlichen Stellungnahme 
gegenüberzustellen, zu begründen und ONTRAS umgehend und rechtzeitig vor Baube-
ginn zu übergeben.

Die Modalitäten und technischen Sachverhalte zum Gutachten, zu eventuell notwendi-
gen Sicherungsmaßnahmen, messtechnischen Untersuchungen usw. stimmt der Bau-
herr mit ONTRAS ab. 

8. Windenergieanlagen	

Planung und Errichtung von Windnergieanlagen unterhalb eines Mindestabstandes 
von 850 m zu gastechnischen Anlagen von ONTRAS bedürfen der Zustimmung durch  
ONTRAS.

9. Folgemaßnahmen an ONTRAS-Anlagen	

Planungen und Bauvorhaben Dritter können Diagnose-/Änderungs-/Sicherungsmaß-
nahmen an ONTRAS-Anlagen erforderlich machen. Diese sogenannten Folgemaßnah-
men sind nur in einfachen Fällen operativ im Rahmen des Baugeschehens realisierbar. 
In der Regel erfordern sie sowohl zeit- als auch kostenintensive Planungs- und Bauleis-
tungen.

Mit Blick auf mögliche Folgemaßnahmen an ONTRAS-Anlagen ist das im Abschnitt II 
dieser Broschüre beschriebene Zustimmungsverfahren bereits sehr frühzeitig in Gang 
zu setzen. Bei Erfordernis erhält der Antragsteller Informationen zur weiteren Vorge-
hensweise. Nach entsprechender Veranlassung kann die Planung und Realisierung von 
Folgemaßnahmen einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren in Anspruch nehmen.

Erfordert das verursachende Vorhaben ein Planfeststellungs-/Plangenehmigungs-/
Bebauungsplanverfahren oder dergleichen, müssen die Folgemaßnahmen in die Ver-
fahrensunterlagen (Erläuterungsbericht, Lagepläne, Bauwerksverzeichnis, Grunder-
werbsunterlagen usw.) eingearbeitet und die dazu erforderlichen Anträge gleichfalls 
genehmigt werden. Dies setzt zwingend voraus, dass ein ONTRAS-Fachplaner diese Fol-
gemaßnahmen geplant hat.
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ONTRAS kann erst dann mit der Realisierung der Folgemaßnahmen beginnen, wenn alle 
erforderlichen öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Genehmigungen, Gestattun-
gen, Befreiungen, Erlaubnisse usw. sowie die Kostenübernahmevereinbarung und die 
Freigabe des Bauherrn vorliegen. 

Maßnahmen an ONTRAS-Anlagen erfolgen in eigener Regie unter Berücksichtigung ver-
sorgungstechnischer und witterungsbedingter Einschränkungen.

Mit der geplanten Bautätigkeit im Bereich der Folgemaßnahmen darf grundsätzlich erst 
begonnen werden, wenn diese abgeschlossen sind.
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IV. Verhaltensregeln im Schadensfall/Notrufnummer

Sollten während der Arbeiten ONTRAS-Anlagen beschädigt werden, so ist unverzüglich 
unter der gebührenfreien Notrufnummer — 0800 4434430 — die „zentrale Meldestelle“ 
(ZMS) zu benachrichtigen. 

Die zentrale Meldestelle stellt eine direkte Verbindung zum diensthabenden Dispatcher 
von ONTRAS her bzw. leitet die Informationen umgehend weiter.

Die Schadensstelle ist bis zum Eintreffen der Mitarbeiter bzw. eines Beauftragten von 
ONTRAS zu beaufsichtigen und es sind sofort Vorkehrungen zur Verringerung von Ge-
fahren zu treffen:

Bei ausströmendem Gas besteht Explosionsgefahr – daher Funkenbildung vermeiden, 
nicht rauchen, kein offenes Feuer anzünden. Angrenzende Gebäude auf Gaseintritt  
prüfen, falls Gas eingetreten ist, Türen und Fenster öffnen. Keine elektrischen Anlagen 
einschalten. 

•	 Sofort alle Baumaschinen- und Fahrzeugmotoren abstellen.
•	 Gefahrenbereich räumen und weiträumig absichern.
•	 Schadensstelle absperren und Zutritt unbefugter Personen verhindern.
•	 Polizei und/oder Feuerwehr benachrichtigen.

Notrufnummer — 0800 4434430
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